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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im Jahr 2015 fand die direkte Demokratie einige Kritiker. Grund dafür war auch, dass
es vor der 49. Legislatur (2011-2015) noch nie vorgekommen war, dass die Bevölkerung
so häufig direkt in die Politik eingegriffen hatte. Mit der Annahme der
Zweitwohnungsinitiative (2012), der Abzockerinitiative (2013), der
Masseneinwanderungsinitiative und der Pädophileninitiative (beide 2014) war das
Parlament mit Umsetzungsarbeit gefordert, die mehr schlecht als recht zu gelingen
schien. Zwar wurde in den Medien anerkannt, dass das Parlament bei der Umsetzung
tragfähige Kompromisse suchen muss, nicht selten wurde dem Parlament aber – nicht
nur von den entsprechenden Initianten – Verfassungsbruch vorgeworfen. Einen
interessanten Vorschlag zu dieser Problematik legte alt-Bundesrichter Martin
Schubarth in der NZZ vor: Eine starke Abweichung der Umsetzung eines Volksbegehrens
vom ursprünglichen Initiativtext solle dem obligatorischen Referendum unterstehen.
Die Umsetzungsprobleme würden aber auch deshalb immer virulenter, weil sich die
Stimmbevölkerung nicht bewusst sei, was ein Ja nach sich ziehe. Ein Protestvotum habe
aber Konsequenzen – so ein Kommentar in der Zeitung Le Temps. Die häufigere
Annahme von Volksbegehren deute auf einen grösser werdenden Graben zwischen
politischer Elite und Bevölkerung hin, folgerte hingegen die BaZ. Initiativen seien
«konservative Impulse gegen obrigkeitliche Masslosigkeit» interpretierte die
Weltwoche.  
Kritisiert wurde auch weiterhin die Nutzung der Volksbegehren als Propagandamittel im
Wahljahr. Allerdings zeigten die relativ krassen Misserfolge der CVP mit ihrer ersten
Familieninitiative und der GLP mit der Energie- statt Mehrwertsteuer-Initiative, dass
das Kalkül, sich an der Abstimmungsurne für die Wahlen zu profilieren, nicht immer
aufgeht. 
Gegen die in den Medien als «Initiativenflut» bezeichnete immer häufigere Nutzung der
Volksrechte wurden einige Reformvorschläge wie etwa eine Erhöhung der
Unterschriftenzahlen, die Einführung der Gesetzesinitiative oder die Idee eines
Assessment-Voting vorgebracht. Bei Letzterem würde ein Volksbegehren zuerst einer
zufällig rekrutierten Gruppe von Bürgerinnen und Bürgern vorgelegt. Deren Verdikt
könnte dann je nach Deutlichkeit Anlass für einen Rückzug eines Volksbegehrens sein.
Schliesslich machten die Medien eine Tendenz zu verfassungswidrigen Volksbegehren
aus. Immer mehr würden Initiativen zudem internationales Recht konfrontieren. Die
Solothurner Zeitung fragte sich deshalb rhetorisch, ob «wir eine zu direkte
Demokratie» hätten. Zudem würde in der wettbewerbsorientierten Idee der direkten
Demokratie, wo es letztlich um Ja oder Nein gehe, eher das Schwarzweissdenken als die
differenzierte Auseinandersetzung mit einem Thema gefördert. 1
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1) NZZ, 7.3., 10.3.15; LT, 14.3.15; AZ, LT, NZZ, QJ, SGT, TA, 8.4.15; BaZ, 11.4., 15.4.15; NZZ, 16.4., 28.4.15; WW, 7.5.15; WW, 13.5.15;
LT, 29.5.15; CdT, 8.6.15; AZ, 12.6.15; SO, 6.9.15; SZ, 14.10.15; AZ, 16.12.15
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